% Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 9 Aktenzeichen: BK9-20/8187-RK19

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr.
2,§4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der

Erldsobergrenze nach MalRgabe des § 5 ARegV

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur fir Elektrizitat, Gas,

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch den Vorsitzenden Dr. Christian Schiitte,
den Beisitzer Roland Naas
und den Beisitzer Dr. Bjorn Heuser

gegenuber der Gelsenwasser Energienetze GmbH, Willy-Brandt-Allee 26, 45891

Gelsenkirchen, vertreten durch die Geschaftsfuhrung

- Antragstellerin -



am 04.06.2024 beschlossen:

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019 wird abweichend vom Antrag mit
dem Wert 4.720.289 € festgelegt. Dem Antrag auf Anpassung der
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der Jahre 2021 bis 2023 wird insoweit
stattgegeben, als die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige
kalenderjahrliche Erlésobergrenze dieser Jahre um den in Anlage R1_Differenz

dieses Beschlusses fur das jeweilige Jahr ermittelten Betrag anzupassen.

2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Grinde

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 30.06.2020, eingegangen bei der
Beschlusskammer am 30.06.2020, einen Antrag auf Genehmigung des ermittelten
Regulierungskontosaldos zum 31.12.2019 und Anpassung der mit Beschluss BK9-
16/8187 vom 15.07.2019 festgelegten kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der Jahre
2021 bis 2023 gemall § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV gestellt.
Die uber das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur ubermittelten
Erhebungsbogen (Erhebungsbogen zum Regulierungskonto sowie Erhebungsbogen
gemal § 28 Nr. 1, 3 und 4 ARegV) liegen der Entscheidung zu Grunde.

Die Beschlusskammer hat den Antrag gepruft und der Antragstellerin mit Schreiben
vom 14.03.2024 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin hat mit

Email vom 17.04.2024 auf eine Stellungnahme verzichtet.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen.



Vollstandige Anwendung des nationalen Rechts auch vor dem Hintergrund des

Urteils des Europaischen Gerichtshofs vom 02.09.2021, C-718/18
Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an
unionsrechtliche Vorgaben und zur Anderung weiterer energierechtlicher Vorschriften
vom 22.12.2023 (BGBI. | Nr. 405) besteht eine unionsrechtskonforme
Kompetenzverteilung zwischen Gesetz- bzw. Verordnungsgeber und der
Regulierungsbehorde. Der Beschluss beruht daher auf einer rechtmafigen
Anwendung des nationalen Rechts auch vor dem Hintergrund der Entscheidung des
Europaischen Gerichtshofs vom 02.09.2021, C-718/18.

1. Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs

Der Europaische Gerichtshof hat in seiner Entscheidung festgestellt, dass die
normative Regulierung in Deutschland insgesamt mit der in Art. 37 Richtlinie
2009/72/EG (heute Art. 59 Richtlinie (EU) 2019/944) sowie in Art. 41 Richtlinie
2009/73/EG  geregelten  ausschlielBlichen  Zustandigkeit der nationalen
Regulierungsbehdrde unvereinbar ist und die Richtlinien insoweit durch die
Bundesrepublik Deutschland nicht bzw. fehlerhaft umgesetzt wurden. Insoweit hat der
Europaische Gerichtshof der vierten Rlge stattgegeben, mit der die Kommission
Deutschland vorgeworfen hatte, es habe die in den Richtlinien vorgesehenen
ausschlieRlichen Zustandigkeiten der nationalen Regulierungsbehorde verletzt, indem
es im deutschen Recht die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder
Festlegung der Bedingungen fur den Anschluss an und den Zugang zu den nationalen
Netzen, einschlielllich der anwendbaren Tarife, der Bundesregierung und nicht der

nationalen Regulierungsbehorde zugewiesen habe.
2. Gesetzesreform und Ubergangsregelung

Mit Inkrafttreten der EnWG-Novelle am 29.12.2023 hat der Gesetzgeber das Urteil des
EuGH vom 2. September 2021 nunmehr auch hinsichtlich dieses vierten Klagegrundes
umgesetzt und insbesondere die Zustandigkeiten bei der Ausgestaltung der
Netzzugangs- und Netzentgeltregulierung an die unionsrechtlichen Vorgaben
angepasst. Damit hat die Regulierungsbehérde mit Zuweisung der ausschliel3lichen

Kompetenz fur die Bestimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der



Bedingungen fur den Anschluss an und den Zugang zu den nationalen Netzen die

nach den unionsrechtlichen Bestimmungen erforderliche Unabhangigkeit erlangt.

Die Verordnungsermachtigung des § 24 EnWG a.F. wurde aufgehoben, ebenso wie
§ 21a EnWG a.F. Beide Regelungen wurden durch Festlegungskompetenzen der
Regulierungsbehorde ersetzt. Dabei wurden die bisher in den betroffenen
Rechtsverordnungen enthaltenen Festlegungskompetenzen in das EnWG Uberflhrt

und erganzt.

Die nach § 21a und § 24 EnWG a.F. erlassenen Rechtsverordnungen treten nach
Ablauf einer Ubergangszeit auier Kraft, vgl. Art. 15 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes zur
Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben. Der Zeitpunkt
des AulBerkrafttretens entspricht dem Ablauf der vierten Regulierungsperiode im
Gassektor (31.12.2027) und Stromsektor (31.12.2028).

In der Ubergangszeit wurde der Regulierungsbehérde u.a. gemalk § 21 Abs. 3 S. 5
und § 21a Abs. 3 S. 4 EnWG n.F. einerseits eine Abweichungskompetenz Ubertragen.
Andererseits ermoglicht die Ubergangszeit, ein (ber fast 20 Jahre schrittweise
entstandenes normatives Regulierungsrecht, inklusive der dazugehdrigen
Anwendungs- und Auslegungspraxis, jedenfalls fur die Zeit bis zum Aulerkrafttreten
der Verordnungsregelungen zum Ablauf der vierten Regulierungsperiode fortzuflhren.
Laut Gesetzgeber sollen hierdurch die fur ausreichende Rechts-, Planungs- und
Investitionssicherheit wichtige materielle Stabilitat des Regulierungsrahmens
gewahrleistet und bruchartige Entwicklungen in der Rechtsanwendung vermieden
werden (vgl. BT-Drs. 20/7310, S. 52).

3. Interessenabwagung

Nach Art. 15 des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an
unionsrechtliche Vorgaben bleiben die auf Basis der bisher in § 21a und § 24 EnWG
a.F. erlassenen Verordnungen fiir eine Ubergangszeit weiterhin in Kraft. An diesem
Regelwerk zur Entgeltregulierung halt die Bundesnetzagentur zur Aufrechterhaltung
eines transparenten, vorhersehbaren und verlasslichen Regulierungsrahmens
grundsatzlich fest. Sie sieht vorliegend insbesondere von einer Anwendung der
Abweichungskompetenz nach § 21 Abs. 3 S. 5und § 21a Abs. 3 S. 4 EnWG ab. Einen

materiellen Widerspruch zu mafgeblichen Vorgaben des Europaischen Rechts hat der



EuGH in seiner Entscheidung vom 02.09.2021 nicht festgestellt und erkennt auch die

Beschlusskammer nicht.

Ein Kernstick des national etablierten Regulierungssystems sind die funfjahrigen
Regulierungsperioden im Anreizregulierungs- und Netzentgeltbereich. Fur die Dauer
einer bereits laufenden Regulierungsperiode ist es essentiell, dass der Rechtsrahmen
fur die gesamte Periode mdglichst stabil bleibt. Rechtsanderungen wahrend einer
laufenden Regulierungsperiode sind mit Diskontinuitdt und Rechtsunsicherheit
verbunden, die gerade durch Ubergangsregelungen zur Weitergeltung der materiell
europarechtskonformen Vorgaben vermieden werden konnen. Daruber hinaus
erschwert eine unklare Rechtslage im Ubergangszeitraum die notwendigen
Investitionen in die Energieversorgungsnetze und flhrt zu Unsicherheiten nicht nur fir

die regulierten Unternehmen, sondern auch fur die sonstigen Marktteilnehmer.

Des Weiteren verlangen die Richtlinien, dass zumindest die Methoden zur Berechnung
oder Festlegung der Bedingungen u.a. fir den Netzanschluss und den Netzzugang
,mit ausreichendem Vorlauf vor deren Inkrafttreten” festgelegt oder genehmigt werden,
vgl. Art. 41 Abs. 6 der Richtlinie 2009/73/EG und Art. 59 Abs. 7 der Richtlinie (EU)
2019/944. Auch wurden substantielle  Abweichungen vom  etablierten
Regulierungsrahmen zu starken Verzégerungen der laufenden, an die
Erlédsobergrenze anknupfenden und weiterer nach den Rechtsverordnungen
vorgesehenen Verfahren fuhren. Die Festsetzung neuer Regelungen durch die
Regulierungsbehdrde in einem transparenten und moglichst umfassenden
Konsultationsprozess durfte einige Zeit in Anspruch nehmen. Laufende Verfahren
bspw. zur Festlegung der Erldsobergrenze flur die vierte Regulierungsperiode kdnnten
sich um Jahre verzdgern. Diese Gesichtspunkte waren mit den Richtlinienvorgaben,
den Zielsetzungen des Energiebinnenmarkts und mit rechtsstaatlichen Grundsatzen

schwerlich vereinbar.

Die Entscheidung uber den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung des
Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der
Erlésobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1



Nr.1und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV. Dem Antrag

war im tenorierten Umfang stattzugeben.

1. Zustandigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemal® § 54 Abs. 1 und Abs. 3 EnWG die zustandige
Regulierungsbehorde. Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59
Abs. 1 Satz 1 EnWG.

2. Ermachtigungsgrundlage

Ermachtigungsgrundlage fur die Entscheidung Uber die Genehmigung des
Regulierungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erl6sobergrenze ist
§ 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1ai.V.m.
§ 5 Abs. 3 und Abs. 4 ARegV. Wahrend in § 29 Abs. 1 EnWG u.a. geregelt ist, dass
die Regulierungsbehodrde Entscheidungen nach den in § 21a Abs. 6 EnWG genannten
Rechtsverordnungen, zu denen auch die Anreizregulierungsverordnung gehort, durch
Festlegung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert § 32 Abs. 1 ARegV diese
Ermachtigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehorde Festlegungen oder
Genehmigungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes zur Anpassung der
Erldsobergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 1) bzw. zur Ausgestaltung und zum

Ausgleich des Regulierungskontos nach § 5 ARegV (Abs. 1 Nr. 2) treffen kann.

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a ARegV bestimmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine
Anpassung der Erldsobergrenze nach MalRgabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der
Formulierung ,nach Maligabe des § 5 ARegV® ist zu verstehen, dass sich die
Anpassungsbetrage aus dem vom Netzbetreiber ermittelten Saldo des
Regulierungskontos ergeben. Dieser unterliegt gemal® § 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV
ebenso wie dessen Verteilung der Genehmigungspflicht durch die
Regulierungsbehdrde. Die Zu- oder Abschlage (Anpassungsbetrage) auf die
kalenderjahrlichen Erldsobergrenzen des Netzbetreibers werden demnach anhand

des ermittelten Regulierungskontosaldos bestimmt.

Die Erlésobergrenze selbst wird fur die dritte Regulierungsperiode vom 01.01.2018 bis
31.12.2022 fir jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemaly § 4
Abs. 1 ARegV nach Maligabe der §§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die

Regulierungsbehodrde  bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjahrlichen



Erlésobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29
Abs. 1 EnNWG.

Zur Bestimmung der Hohe der Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen

des Netzbetreibers wird der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2019 vom

Netzbetreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus den vom Netzbetreiber auf dem

Regulierungskonto verbuchten Differenzen des Jahres 2019, die mit diesem

Beschluss entweder genehmigt oder abweichend festgelegt werden. Dies sind gemaf
§ 5 Abs. 1 und 1a ARegV die Differenzen

zwischen

sowie

den nach § 4 ARegV zulassigen Erlésen und den vom Netzbetreiber unter
Berucksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erldsen
gemal § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV,

den tatsachlichen und den in der Erlésobergrenze enthaltenen Kosten aus der
erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gemaf § 5 Abs. 1
S.2ARegVi.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV,

den tatsachlichen und den in der Erlésobergrenze enthaltenen Kosten aus
InvestitionsmalRnahmen gemal § 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S.
1 Nr. 6 ARegV,

den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV
(volatile Kosten) und den in der Erldsobergrenze diesbezuglich enthaltenen
Ansatzen gemall § 5 Abs. 1 S. 2 ARegVi. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV,

den tatsachlichen nach § 9 Abs. 2 GasNEV ermittelten und den in der
Erlésobergrenze  enthaltenen  Ertragen aus der Auflésung von
Baukostenzuschissen und Netzanschlussbeitragen gemald § 5 Abs. 1 S. 2
ARegVi.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV

den fur das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden
Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehort und den in
der Erlosobergrenze diesbezuglich enthaltenen Ansatzen, soweit diese
Differenz durch Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der

Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgefuhrt wird, verursacht wird



- der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 10a und
dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei Berlcksichtigung der tatsachlich

entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1a ARegV.

Sofern die Antragstellerin  die Differenzen und im  Ergebnis den
Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019 und die sich daraus ergebenden Zu- oder
Abschlage richtig berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen.
Anderenfalls sind der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019 und die sich daraus

ergebenden Anpassungsbetrage abweichend vom Antrag festzulegen.

3. Antragsvoraussetzungen

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der
Erldsobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gestellten Antrag voraus.
Materiell setzen die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und die sich daraus
ergebende Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des
Regulierungskontos und die Zu- oder Abschlage auf die Erlésobergrenze richtig
berechnet hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehorde diese Grolen mit diesem

Beschluss abweichend vom Antrag fest.

4. Anpassung der kalenderjahrlichen Erlosobergrenzen

Gemall §4 Abs.4 Satz1 Nr.1a iV.m. §5 ARegV ist eine Anpassung der

kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen erforderlich.

41. Antragszeitpunkt

Der Antrag der Antragstellerin ist der Beschlusskammer fristgerecht gem. § 4 Abs. 4
S.1Nr. 13, S. 3i.V.m. § 5 ARegV zugegangen.

4.2. Antragsform
Der Antrag nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a ARegV muss gemal® § 5 Abs. 4 S. 1

ARegV neben dem ermittelten Saldo die der Anpassung zugrundeliegenden Daten,
insbesondere die nach § 4 zulassigen und die tatsachlich erzielten Erloése des
abgelaufenen Kalenderjahres enthalten. Gemal} § 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der
Antrag weiterhin Angaben zur Hohe der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten und
ggf. der dem Kapitalkostenaufschlag nach § 10a zugrunde gelegten
betriebsnotwendigen Anlageguter enthalten. Hierzu gehoren insbesondere Angaben

zu den Anschaffungs- und Herstellungskosten und die jeweils in Anwendung
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gebrachte  betriebsgewohnliche  Nutzungsdauer nach  Anlage 1 der
Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck der Regelung ist es, die Bewegungen auf
dem Regulierungskonto fir die genehmigende Regulierungsbehérde transparent

darzustellen.

Der Antrag wurde von der Antragstellerin mit den der Anpassung zugrundeliegenden
Daten formgerecht schriftich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur
eingereicht. Die zum Antrag gehérenden Erhebungsbégen wurden unter Nutzung der
aktuellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestellten
XLSX-Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollstandig und formal richtig
ausgefullt Obermittelt. Dem Antrag wurden die fir die Prifung des Antrages

erforderlichen Unterlagen beigefugt.
4.3. Antragszeitraum

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlosobergrenzen der Jahre 2021 bis 2023
beantragt. Grundsatzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ermittelten
Regulierungskontosaldo fiur das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird
gemal § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitatisch Uber die drei dem Jahr der Ermittlung

folgenden Kalenderjahre durch Zu- oder Abschlage auf die Erldsobergrenze verteilt.

44. Antragsgegenstand

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierungskontosaldos zum
31.12.2019 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage
der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der Antragstellerin flr die Jahre 2021 bis
2023.

5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen

Die Zu- oder Abschlage auf die kalenderjahrlichen Erl6ésobergrenzen fir die
Kalenderjahre 2021 bis 2023 basieren auf dem abweichend festgelegten

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019.

Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019 in HOohe von
3.587.189 € beantragt. Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019 war abweichend

vom Antrag mit dem Wert
4.720.289 €

festzulegen.



Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31.12.2019 resultiert aus den am
Ende des Kalenderjahres 2019 vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto

verbuchten Differenzen gemal § 5 Abs.1 und 1a ARegV.

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem
Regulierungskonto verbuchten Differenzen des Jahres 2019 und den sich daraus zum
31.12.2019 ergebenden Regulierungskontosaldo geprift. Betreffend die Differenzen
des Kalenderjahres ist die Beschlusskammer zu folgenden Prifergebnissen

gekommen:

5.1. Differenzen des Jahres 2019

Fir die Berechnung der Differenzen des Jahres 2019 wird auf die Anlage R1_Differenz

und auf die schriftlichen Erlauterungen in der Anlage R verwiesen.

5.2. Verzinsung der Differenzen und Berechnung des

Regulierungskontosaldos 2019

Die genehmigten bzw. abweichend festgelegten Differenzen des Jahres 2019 waren
gemal § 5 Abs. 2 ARegV in Hohe des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich
gebundenen Betrags zu verzinsen, wobei sich der durchschnittlich gebundene Betrag
aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand ergibt. Die Verzinsung
richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen
Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veréffentlichten Umlaufrendite
festverzinslicher Wertpapiere inlandischer Emittenten. Unter Berucksichtigung der
Verzinsung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019.

5.3. Berechnung der Anpassungsbetrage

Zur Bestimmung der Anpassungsbetrage ist gemall § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der

Regulierungskontosaldo in drei Annuitaten aufzuteilen.

Fur die Berechnung der Annuitaten der Jahre 2021 bis 2023 bildet der Barwert zum
30.06.2020 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass

die Zu- bzw. Abschlage auf die EOG kontinuierlich tUber das Jahr zu- bzw. abfliel3en.

Die sich daraus ergebenden abweichend festgelegten Anpassungsbetrage der

kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage
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R1_Differenz des vorliegenden Beschlusses. Fur die Antragstellerin sind die
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen 2021 bis 2023 gemaf Ziffer 1.) des Tenors um

1.613.385 € anzupassen.

6. Riuckwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der
sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des
Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbetrage der
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen konnte nicht vor dem 01.01.2021 erfolgen.

Dies liegt in der zeitlichen Uberschneidung der Prozesse zum Regulierungskonto mit
anderen Verfahren begrundet. Insbesondere war es fur die Bestimmung des
Regulierungskontosaldos erforderlich, dass vorgreifliche Verfahren nach § 5 ARegV
(Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden
Anpassungsbetrage 2012-2016, 2017 und 2018) sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu
teilweisen Netzibergangen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen
zur Genehmigung der entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif waren.
Dem Abschluss dieser Verfahren war daher Prioritat einzurdumen.

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Dusseldorf zur riickwirkenden Festlegung des
Qualitatselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst,
hilfsweise Ermessenserwagungen in Bezug auf die ruckwirkende Genehmigung der
Anpassung der Erlésobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der
Beschlusskammer ist bewusst, dass rickwirkende Genehmigungen die Ausnahme
sein sollten (vgl. OLG Dusseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, VI-3 Kart 155/15 (V),
Rn. 38, juris). Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die
Beschlusskammer jedoch entschieden, von einer vorlaufigen Genehmigung nach § 72
EnWG abzusehen und die Anpassung der Erldsobergrenzen der Jahre 2021 bis 2023
nach MalRgabe des § 5 ARegV rickwirkend zum 01.01.2021 zu genehmigen.

Eine vorlaufige Genehmigung nach § 72 EnWG war aus Sicht der Beschlusskammer
nicht zweckdienlich flr das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten.
Zum Jahresende 2020 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbetrag
fur die Erlosobergrenze 2021 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorlaufige Festlegung
hatte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern lediglich die
dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in Form eines

vorlaufigen Bescheides formlich festgehalten. Im Gegenzug hatte eine vorlaufige
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Genehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behorde und der
Netzbetreiber in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer
Durchsicht durch die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die
vorlaufigen Festlegungen waren nicht auszuschlieRen. Die Beschlusskammer hat
daher den Netzbetreibern lediglich in Form eines Schreibens Anhaltspunkte genannt,
welcher Betrag aufgrund des Regulierungskontosaldos bei der Verprobung zum
01.01.2021 einfliel3en sollte. Diese Hinweise wurden fur alle Marktteilnehmer auf der
Homepage der Bundesnetzagentur veroffentlicht.

Die Beschlusskammer sah es aus den vorgenannten Grunden als sachdienlich an,
samtliche Ressourcen auf die zugige Abwicklung der parallel laufenden
Verwaltungsverfahren (Verfahren zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos der
Jahre 2012 bis 2016, 2017 und 2018 nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1
und Nr. 2, §4 Abs. 4 Satz1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 ARegV, Festlegung der
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen in der dritten Regulierungsperiode zu
Kapitalkostenaufschlagen nach § 10a ARegV sowie Netziibergangen nach § 26
ARegV) zu verwenden. Im Ubrigen war, wie vorstehend bereits ausgefiihrt, die
Genehmigung des Regulierungskontosaldos bei einzelnen Netzbetreibern ohne den
Verfahrensabschluss von Netzibergangen betreffend das Jahr 2019 nicht moglich. In
die Abwagung ist auch eingeflossen, dass dem Netzbetreiber seine individuellen
Antragswerte bekannt waren.

Angesichts der frihzeitigen Kenntnis des Netzbetreibers von den fur die Berechnung
der Erlésobergrenze 2021 maligeblichen Werten erachtet die Beschlusskammer die
rickwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus
ergebenden Anpassung der Erlésobergrenze nach sorgfaltiger Bertcksichtigung aller
Aspekte als sinnvollste Losung.

Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden
Anpassungsbetrage fur die Jahre 2021-2023 ruckwirkend zu genehmigen, ist auch
verhaltnismalig. Die Entscheidung dient dem legitimen offentlichen Zweck,
entsprechend den Vorgaben des EnNWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo
auszugleichen und etwaige Mehrerlose Uber die Netzentgelte an die Netznutzer
zurtckzugeben bzw. zu wenig vereinnahmte Erlése noch einnehmen zu durfen. Die
rickwirkende Festlegung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen

Zeitpunkt ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfugung steht.
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7. Umgang mit nachtraglichen Veranderungen der Erlosobergrenze

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2019 und seine Verteilung auf die
Kalenderjahre 2021 bis 2023 mit diesem Beschluss abschlieRend bestimmt werden,
konnten nachtragliche Korrekturen der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze flr das
Jahr 2019 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr bertcksichtigt
werden. Daher wird die Beschlusskammer notwendige Korrekturen der
Erlésobergrenze 2019 in dem zum Zeitpunkt der Anderung noch offenen
Regulierungskontosaldo (d.h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflésung noch
nicht abschlieRend genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung
entsprechend § 5 Abs. 2 ARegV berucksichtigen. Korrekturen koénnen durch

gerichtliche Entscheidungen oder einer Anpassungszusage veranlasst sein.

V.

Zur Frage der Kostentragung nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde
erhoben werden. Die Beschwerde ist bei dem Beschwerdegericht, Oberlandesgericht

Dusseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Dusseldorf) einzureichen.

Die Beschwerde ist zu begrunden. Die Frist fir die Beschwerdebegriundung betragt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von
dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die
Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegrindung mussen durch einen

Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer

Dr. Christian Schiitte Roland Naas Dr. Bjorn Heuser
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Aktenzeichen: BK9-20/8187-RK19

Anlage R 2019

fur Verteilnetzbetreiber im regularen Verfahren

1 Vorbemerkungen

Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2018 wurde bereits berechnet und geman
§ 5 Abs. 3 ARegV annuitatisch Gber die drei dem Jahr der Ermittlung folgenden Kalenderjahre
durch Zu- bzw. Abschlage auf die Erlésobergrenze verteilt. Zur Berechnung des
Regulierungskontosaldos zum 31.12.2019 gemalf § 5 Abs. 3 ARegV und der entsprechenden
Anpassungsbetrage ist zunachst die Jahresdifferenz 2019 zu bestimmen. Diese ergibt sich
aus den einzelnen Positionen gemal § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die Differenz des
Jahres 2019 wird in Kapitel 3 erlautert. Zuletzt wird in Kapitel 4 die Berechnung des

Regulierungskontosaldos zum 31.12.2019 und der Annuitaten beschrieben.

In der Anlage R1_Differenz ist die Jahresdifferenz des Jahres 2019, deren Verzinsung, der
Saldo zum 31.12.2019 sowie die entsprechenden drei Annuitaten abgebildet. Die zulassigen
Erlése finden Sie in der Anlage R2_EOG, die mit der Netznummer erganzt ist. Die Anlage
R2_EOG_1 bezeichnet somit die zulassigen Erlése des Netzes 1 des Jahres 2019. In der
Anlage R3_Erzielbare Erldse werden die erzielbaren Erldse des Jahres 2019 in einer
Ubersicht dargestellt. Die Berechnung des Kapitalkostenaufschlags, wie er sich bei der
Bertcksichtigung der tatsachlich entstandenen Kapitalkosten ergibt, findet sich in Anlage
R4_KKAUf. In der Anlage R5_KKAuf_SAV wird die Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte

und der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermdgens dargestellt.

2 Positionen im Regulierungskonto

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 ARegV. Fir den

Gasbereich sind dies im Einzelnen:



2.1 Differenz zwischen zulassigen und erzielbaren Erlosen

Die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulassigen Erlésen und den vom Netzbetreiber
unter Beriucksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlésen
(§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV) sowie insbesondere die Erlosdifferenz, die sich aus der Abweichung
der prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen sind, und den

tatsachlich realisierten Mengen ergibt, sind zu berucksichtigen.
Zulédssige Erlése

Die zulassigen Erlése bestimmen sich gemal § 4 ARegV unter Berlicksichtigung der nach
§29 Abs 1 ENWG iV.m. §32Abs.1Nr.1 und §4Abs.2ARegV festgelegten
Erldsobergrenze. Dabei ist die gemaR § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlésobergrenze nach

Mafigabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjahrlich vom Netzbetreiber anzupassen.

Bei einer Anderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1
— 3 ARegV ist die festgelegte kalenderjahrliche Erlésobergrenze gemaflt § 4 Abs. 3 Nr. 2
ARegV jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres anzupassen. Abzustellen ist dabei auf die
jeweils im vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten; bei Kostenanteilen nach § 11 Absatz
2 Satz 1 Nummer 4, 6 und 13 ist auf das Kalenderjahr abzustellen, auf das die Erlésobergrenze

anzuwenden sein soll.

Zudem konnen jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemaf § 4 Abs. 4 ARegV Anpassungen

der Erlésobergrenze in Folge von beschiedenen Antragen

e einer Anpassung der Erlésobergrenze nach Mal3gabe des § 5 ARegV,
e einer nicht zumutbaren Harte gemaR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

e eines genehmigten Kapitalkostenaufschlags nach MalRgabe des § 10a ARegV

gewahrt werden.

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze ist gemaR § 8 ARegV die Anderung des

Verbraucherpreisgesamtindexes zu berucksichtigen.

Eine Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze nach §4 Abs.5 ARegV

(Qualitatselement) war fir das Jahr 2019 nicht relevant.



Erzielbare Erlose

Gemall §5 Abs.1S.1ARegV ist die Differenz der zuldssigen Erlése und der vom
Netzbetreiber unter Berucksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren
Erlése im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlése ermitteln sich als Produkt der
tatsachlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der

Verprobungsrechnung gemaR § 16 GasNEV ermittelten Entgelten.

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschaftsjahres durch die
Umsatzerlose aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren Erlose
hat die Beschlusskammer daher grundsatzlich auf die Umsatzerldse zurlickgegriffen. Hierbei
wird auf die Umsatzerldse aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachtragliche Korrekturen
bzw. Erlésminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit Ruckstellungsbildungen nicht
zu berucksichtigen sind. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass der Netzbetreiber

derartige Umsatzerloskorrekturen vollstandig angezeigt hat.

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze
jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung von dauerhaft nicht
beeinflussbaren Kostenanteilen nach §11 Abs.2 S.1 Nr.4 ARegV (erforderliche
Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, auf das die
Erlédsobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbezlglich in dem jeweiligen
Erldsobergrenzenjahr enthaltenen Ansatze sind den in diesem Kalenderjahr tatsachlich
entstandenen Kosten gegenlberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im
Regulierungskontosaldo gemalR §5 Abs.1 S.2 ARegV zu berucksichtigen.
Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage kénnen ebenfalls

Bestandteil dieser Differenz sein.

Die in der Erlésobergrenze enthaltenen bzw. tatsachlich entstandenen Kostenansatze fir die
erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die
originare vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten fur vereinbarte
Lastflusszusagen oder flr Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen

Inanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung.

2.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenze

jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung von Kosten nach § 11 Abs. 5
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ARegV (volatile Kostenanteile fir die Beschaffung von Treibenergie) auf Basis des
Kalenderjahres, auf das die Erlésobergrenze Anwendung finden soll. Der diesbeziiglich im
Jahr 2019 enthaltene Ansatz ist den tatsachlich entstandenen Kosten des Jahres 2019

gegeniberzustellen.

Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemal § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu

berlcksichtigen.

2.4 Differenz aus Kosten fur Messung und Messstellenbetrieb

Gemal § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird zusatzlich die Differenz zwischen den flr das Kalenderjahr
bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem
auch die Messung gehort, und den in der Erlosobergrenze diesbezuglich enthaltenen
Ansétzen in das Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch Anderungen der
Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgefuhrt
wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten fir den Messstellenbetrieb von
modernen  Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des

Messstellenbetriebsgesetzes handelt.

2.5 Differenz aus Erlosen von Baukostenzuschiissen und

Netzanschlusskostenbeitragen

Gemal der Regelung des § 5 Absatz 1 Satz 2 Nr.2 ARegV werden nach § 4 Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 i. V. m. § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 ARegV Baukostenzuschiisse und
Netzanschlusskostenbeitrdge auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlésobergrenze
Anwendung finden soll in der Erlésobergrenze eines Netzbetreibers berlcksichtigt. Die
diesbezuglich in dem jeweiligen Erldsobergrenzenjahr enthaltenen Ansatze sind den in diesem
Kalenderjahr tatsachlich entstandenen Erlésen gegenuberzustellen. Die so ermittelte Differenz

ist im Regulierungskontosaldo gemaf § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu bericksichtigen.

Insofern wird die Differenz aus den tatsachlichen nach § 9 Abs.2 GasNEV ermittelten und den
in der Erlésobergrenze enthaltenen Erlésen aus der Auflésung von Baukostenzuschiissen und

Netzanschlusskostenbeitragen in der Ermittlung des Regulierungskontosaldos berucksichtigt.

2.6 Differenz aus dem Kapitalkostenaufschlag 2019 nach § 10a ARegV

Gemal § 5 Abs. 1a ARegV ermittelt der Netzbetreiber bis zum 30.06. des Jahres, das dem
Kalenderjahr folgt, die Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 10a
ARegV und dem Kapitalkostenaufschlag, wie er sich bei der Berlicksichtigung der tatsachlich

entstandenen Kapitalkosten ergibt.



3 Bestimmung der Jahresdifferenz 2019

3.1 Differenz zwischen zulassigen und erzielbaren Erlosen 2019

3.1.1 Zulassige Erlose 2019

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlésobergrenze 2019 in die einzelnen Bestandteile der
Erlésobergrenzenformel gemafl Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_EOG_1. Die aus
Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste ErlGsobergrenze wird in der Anlage
R2_EOG_1 Zelle G81 dargestellt.

Zum 01.01.2019 wurde mit Aktenzeichen BK9-19/8221-8187-NU19 die kalenderjahrliche
Erlésobergrenze gemaR § 26 Abs. 2 abgeandert. In den in Anlage R2_EOG_1 Spalte G

angegebenen Betragen ist diese Abanderung berilcksichtigt.

Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3S. 1 Nr. 1
ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erldsobergrenze fiir das Kalenderjahr 2019 ist die Anderung
des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berticksichtigen (vgl. hierzu Anlage
R2_EOG_1B12 und Zeile 58).

Anpassung nach MaBgabe des § 10a ARegV (Kapitalkostenaufschlag) (§ 4 Abs. 4 S. 1a
Nr.1 ARegV)

Sofern die Erlésobergrenze nach Maligabe des § 10a ARegV (Kapitalkostenaufschlag) (§ 4
Abs.4 S.1a Nr.1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_ EOG_1 G 65

dargestellt.

Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1
bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV)

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der
Beschlusskammer fir das Kalenderjahr 2019 Angaben hinsichtlich der Anpassung der
kalenderjahrlichen Erldésobergrenzen nach §4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen
Anpassungen zugrundeliegenden Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht.



Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Harte gemaR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen aufgrund von § 4
Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht.

3.1.2 Erzielbare Erlose 2019

Nach Prifung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben

sich fur das Jahr 2019 die in Anlage R3_Erzielbare Erlése dargestellten erzielbaren Erldse.

3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2019

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Differenz Zeilen 6 und 7

dargestellt.

3.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2019

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage
R1_Differenz Zeilen 10 und 11 dargestellt.

3.4 Differenz aus Kosten fur Messung und Messstellenbetrieb 2019

Der Netzbetreiber hat flr das Kalenderjahr 2019 die Kostenveranderung fir Messung bzw.
den Messstellenbetrieb gemal § 5 Abs 1 S. 3 ARegV Ubermittelt. Diese Werte werden in der
Anlage R1_Differenz Zeile 12 dargestellt.

3.5 Differenz aus Kapitalkostenaufschlag 2019

Der vom Netzbetreiber beantragte Kapitalkostenaufschlag auf die Erlésobergrenze fir
Kapitalkosten, die aufgrund von nach dem Basisjahr getatigten Investitionen in den Bestand

betriebsnotwendiger Anlageguter entstehen, wurde genehmigt.

Die Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag und dem Kapitalkostenaufschlag
nach § 10a ARegV, wie er sich bei der Bericksichtigung der tatsachlich entstandenen

Kapitalkosten ergibt, ist in der Anlage R1 Zeilen 15 und 16 dargestellit.

Die Verzinsungsbasis ergibt sich nach § 10a Abs.5 ARegV aus den kalkulatorischen
Restbuchwerten der berticksichtigungsfahigen Anlagen bewertet zu historischen AK/HK nach
§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 GasNEV. Anzusetzen ist dabei der Mittelwert aus Jahresanfangs- und
Jahresendbestand. Ausgenommen hiervon sind Grundstiicke und Anlagen im Bau, da diese
— anders als die vom Bundesgerichtshof adressierten Anlagen — nicht abgeschrieben werden.

Diese Vorgehensweise steht nach Auffassung des OLG Disseldorf in Einklang mit den
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Vorgaben des § 10a ARegV i.V.m. § 7 GasNEV; der Ansatz eines Jahresanfangsbestands
von Null im Rahmen der Mittelwertbildung begegnete keinen richterlichen Bedenken (Vgl. OLG
Dusseldorf, Beschluss vom 07.03.2019, VI-3 Kart 166/17 [V], S. 45ff.).

Von den ermittelten Restbuchwerten in Abzug gebracht werden die Mittelwerte des
Jahresanfangs- und Jahresendbestands der Restwerte der Netzanschlusskostenbeitrage
(NAK) und der Baukostenzuschisse (BKZ) gem. §7 Abs.2 S.2 Nr.4 GasNEV, die die
Antragstellerin im relevanten Zeitraum hinsichtlich der bertcksichtigungsfahigen Anlagenguter
erhalten hat. Der BGH hat diese Vorgehensweise bestatigt (vgl. BGH Beschl. V. 05.05.2020,
AZ EnVR 59/19 S. 24 ff.).

Hieraus ergibt sich fur die Ermittlung der kalkulatorischen Verzinsungsbasis folgende Formel:
Kalk. Verzinsungsbasis = Restbuchwerte_Anlagen — (Restwerte_NAK + Restwerte_BKZ)
Die zugrunde gelegten Restwerte sind der Anlage R5_KKAuf_SAV zu entnehmen.

Der Netzbetreiber hat in der Position Grundstiicke, grundstlicksgleiche Rechte fiir den NB1
Kosten in Hohe von 13.443 € und fir den VP5 Kosten in Hoéhe von 35.681 € geltend gemacht.
Diese Werte wurden von der Beschlusskammer entsprechend der Kostenprifung fir die vierte
Regulierungsperiode auf 4.357€ sowie auf 29.566 € korrigiert.

3.6 Differenz aus Erlosen aus der Auflosung von Baukostenzuschussen

und Netzanschlusskostenbeitragen 2019

Die Differenz aus den tatsachlichen nach § 9 Abs.2 GasNEV ermittelten und den in der
Erlésobergrenze enthaltenen Erlésen aus der Auflésung von Baukostenzuschissen und

Netzanschlussbeitragen ist in der Anlage R1_Differenz Zeilen 13 und 14 dargestellt.

Sofern in Pachtkonstellationen BKZ/NAKB vom Netzbetreiber erhoben werden, sind diese
auch dort entsprechend kalkulatorisch zu bertcksichtigen. Eine anschlieBende Weiterleitung
von BKZ/NAKB an Verpachterunternehmen hat keine Auswirkungen auf die Behandlung der
BKZ/NAKB auf Ebene des Netzbetreibers. So wurde die Berlcksichtigung von bilanziellen
Passivposten im Rahmen der Ermittlung kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung, die bei der
Weiterleitung von BKZ/NAKB vom Netzbetreiber an Verpachterunternehmen sowohl beim
Netzbetreiber als auch bei Verpachterunternehmen entstehen, mittlerweile gerichtlich
bestatigt (OLG Dusseldorf, VI-3 Kart 82/15 [V]; SW Duisburg Strom). Die beim Verpachter

geltend gemachten BKZ-Betrage wurden dem Netzbetreiber zugeordnet.



Die vom Netzbetreiber geltend gemachten Aufldsungsbetrage wurden entsprechend den
Beschlissen RK19-8187-RK sowie BK9-19/8221-8187-NU19 von der Beschlusskammer
korrigiert.

4 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der

Anpassungsbetrage

Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2019 ist die Differenz des Jahres
2018 (vgl. Anlage R1_Differenz Zeile E20) zu beriicksichtigen. Diese ist gemall § 5 Abs. 2

ARegV zu verzinsen. Der Regulierungskontosaldo ist in der Zelle E32 angegeben.

Aus dem berechneten Regulierungskontosaldo wird gemaf § 5 Abs. 3 ARegV eine dreijahrige

Annuitat berechnet. Die Hohe der Annuitat ist in Zelle C39-E39 angegeben.



Gelsenwasser Energienetze GmbH

Berechnung des Differenzbetrages gem. § 5 Abs. 1 AReqV fiir das Kalenderjahr 2019

Betriebsnummer 12001901

Beschreibung Inhalt
1 Erdsobergrenze gemal § 4 ARegV nach § 4 ARegV zulassige
Erldse
erzielbare Eridse
Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen i
c: gemaR § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV/ I entmdehe sty
in EOG enthaltene Ansatze 20.091.15229
Volatile Kostenanteile gemad ke
3 tatsdchiich entstandene Kosten 0,00
§ 11 Abs. 5 ARegV '
|in EOG enthaltene Ansdtze 0,00
= : bei effizienter Leislungserbingung entstenende
4 Kostenveranderung Messung/Mess-stellenbetrieb Kostenverinderung 0,00
Aufidsung Baukostenzuschiisse gemak . ;.
5 tatsdchiich entstandene Erldse
§ 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 13 ARegV
|in EOG enthaltene Ansatze
6 Kapitalkostenaufschliag nach §10a ARegV tatsachlich entstandene Kosten
in EOG enthaltene Ansatze 4127 691,10
T genehmigten Investitionsmalnahmen nach § 23 ARegV Italséichlicn entstandene Kosten 0,00
Iin EOG enthaltene Ansatze 0,00
8 Sonstiges
Saldo aus Einzeldifferenzen (Mindererlose) _
¥
Netzbetreiberangaben gem. Genehmigte Werte
Bestimmung des Reguli gskontosald: Antrag
Jahressaldo der Einzeldifferenzen 3.560.165 4.696.571
Minderer|dse Mindererldse
Mittelwert aus Anfangs- und Endbestand 1.784.582 2.348.286
Zinssatz gemaR § 5 Abs. 2 ARegV 1,01% 1,01%
Verzinsung des Saldos 18.024 23.718
Gesamtsaldo nach Verzinsung 3.587.189 4.720.289
¥
Netzbetreiberangabe i i
Bestimmung der Annuitat TLECH Genehmigte Werte
Antrag
Regulierungskontosaldo zum 31.12.2019 3.587.189 4.720.289
Verzinsung fiir das Jahr der Antragstellung 36.231 47 675
Barwert (zu verteilender Betrag) 3.623.420 4.767.964
jahrliche Annuitdt von 2021 bis 2023 1.226.094 1.613.385
= -
| |
Verteilung 2021 2022 2023
Anpassungsbetrag S,
i i 2 1.613.385 1.613.385 1.613.385
Zuschiag auf EOG Zuschiag auf EOG Zuschiag auf EOG
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Gelsenwasser Energienetze GmbH

R2_1 Nachrechnung der angepassten Erlésobergrenze durch die Bundesnetzagentur fiir das Kalenderjahr 2019

Betriebsnummer 12001901

Daten der Regulierungsperiode Jahresdaten
| . Verteilungsfaktor nach Genereller sektoraler
|vertanrensart Regelverfahren Jahr ;ﬁ?ﬁ:gﬁg" :"’"N“ s 518 4bs.2 ARegY Produktivitatsfaktor
e Vi et nach § 0 ARegV [PFJ
Ausgangsnivesu gemalk § € Abs. 1 ARegV 71.748,562,36 € 2018 0,20 0,4000%
019 040 0.9824%
|Basisiahr [t 2015 2020 0.60 1.4772%
Effizienzwert [EW.J] B7.00% 2021 0.B0 1,8745%
|Supereffizenzwert [SEW] 0.00% 2022 1.00 24741%
|Verbraucherpreisgesamtindex nach § B ARegV des Jahres 2015 [VPIO] 100
Verbrauch nach § B ARegV des Jahres 2017 [VPIt] 102,25
o = L - Saldo aus Netzver- Saldo aus Netzver-
nicht nach § 11 Abs. 2 ARegV Werte aus Basis] Kosten Eriose = % =
i inderungen (Kosten)  anderungen (Eridse)
!gese‘lziiche Abnahme- und VergOtungspflichten (Nr. 1)
’Konzesionsahgﬂ)en {Nr. 2}
|Betriebsstevemn (Nr. 3)
iche Inanspi letzeb (Nr- 4)
ipenehmigte Investitionsmalknahmen nach § 23 ARegV (Nr. &)
Auflisung des Abzugshetrages nach § 23 Abs. 7a ARegV
verbleibende Kosten Biogas nach Abzug Walzungspauschale (Mr. 8a)
betrieh. und tari 0 3 20 Ly und Versorgungsieist. (Nr. B)
,Be‘lriebs— und Personalratstatigheit (Nr. 10)
1;3»" ikiung, Weiterbildung, B MNr11)
’gm T de Kost nach Artkel 12 (Nr. 12)
Aufldsung von issen/ N hiusskostenbeitrigen (Nr. 13)
Kosten oder Erfdse aus eines B won die einer
wirksamen Verfahrensreguiierung unteriegen
aus einem i 1 Obergehende daverhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile
{ohne vorgelagerte Netzkosten)
Summe
Saldo
Dauerhaft nicht beeinflusshare Kosten KAdnb
% > o e - R Saldo aus Netzver-
wvolatile Kostenanteile nach § 11 Abs. 5 Kosten in Erlgse in Kosten in Erlgse in z
5 ARegV/ Vi, VK, VK, VK, lerigpa filbacimg]
Kosten fiir die Beschaffung von Treibenergie = - € - & - g
Kosten fiir Lastflusszusagen . e |
Summe = & - € - & €
Saldo| - € - €
Differenz der volatilen Kostenanteile [V, - VIKy) 1 - €] M |
e = nicht T g IFI S hwas_shEDer Eddn aus Netzwer- mm(am?ashﬁoﬁ
Gesamtkosten KA 71.748.562,38 €
Dauerhaft nicht besinflussbare Kostenanteile Kl 17.933,075,52 € 23.816.106,47 €
Kapitalkostenabzug Kkab, 1.838,118,82 €
Varii nicht Kostenanteil [%] EW, B7.00%
Worilb nicht il [€] Kl (KA. - KAg, - KKADy) * EW, A47.303.810,19 € 45688 199 54 € 276568839 € 48,453,887 03 €
Beeinflussbarer Kostenanteil [3%] 1-EW, 12.10%
Beeinflussbarer Kostenanteil [€] Kl (Kl - Ky - KKADE - Koy, 6511,576,68 € 6,289,167,50 €
Nicht abgebauter beeinflussbarer Kostenanteil 1-V o.e0)
Nicht er beein i 1-Vy) x KAy, 3,773,500, 50 € 11100522 € 3,884,505 73 €
Effizienzbonus By =
wverteilter Effizienzbonus By /T =l o,
ik "‘":;_ """’: = Rk Sl KAume+ (1 - V) x KAyy + By f T 49,461,700,04 € 2.476,603,61 € 52,338,303,66 €
i inf
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Gelsenwasser Energienetze GmbH

Betriebsnummer 12001901

WP 2905 (= VPlg) VP 2017

nach § & ARegV v 100.00 10225

igerung des hezogen auf VBl VP, 10225

5 nach § 9 ARegV  PF, 10,0098 0.0098

T /. 5 hritt (VEIVPIo) - PFy 10127
Iﬁimmieﬂ_*’(.-‘tmmdﬁ: (Kenp# (1- V) X KA, o) x (VPP - PF) 50.088.676,06 € 2913.158,55€ 5300183461 €
Kapitalkostenaufschiag nach § 103 ARegV KKAL 4127681, 10 € - @ 4.127.661,10 €
Zu- und Abschlige auf die Erésabergrenze nach § 18 ARegV/ Q - € - €

1.254,084,75 €

33,816,20 €

1.220,268,55 €

nach § 11 Abs. § ARegV VK-VKq
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Gelsenwasser Energienetze GmbH

Betriebsnummer 12001901

Zusammensetzung der erzielbaren Erldse fir das Kalenderjahr 2019

Umsatzerlése aus Netzentgelten Gas

Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung

Ausspeisepunkte mit Leistungmessung

Messung

Messstellenbetrieb

Gesondertes Netzentgelt geman § 20 Abs. 2 GasNEV

Vertragsstrafen

Umsatzerlése gemaR § 3 KAV i.V.m. § 18 GasNEV

Unterbrechbare und unterjahrige Vertrage

Weitere Erlose

Konzessionsabgaben

Erzielte Erlose (1.1 abzgl. 1.1.10)

Unterverprobung

Erzielbare Erlose
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Gelsenwasser Energienetze GmbH Betriebsnummer 12001901

R4 Berechnung des Kapitalkostenaufschlags

Kanit: Eeanv.agler oo " Ganarm.igt‘ar - Differenz
4.438.&_3? 4 488,167 - G670
Summe 2.121.857 2.121.857 ~ | 4B050.400 49074408 1.220.071 2235081 | #.076.138___ 46.952.552 1,235,212 2.111686 47,067,769 2,156,645 200 664 4488167
davon fur ||, kalkulatorische Abschreibungen I1.a kalkulatorische Restwerte zum 01.012019 Il.b kalkulatorische Restwerte zum 31.12.2019 le , " v
den des des weiteren des des weileren das das weitenen fkalkulatorische % . X " ks
Netraigen- |insgesanmt Sachanlage-  Anlage- i nt h je-  Anlage- dar BKZ/INAKBE [insgesamt Sachanlage-  Anlage- der BKZ/MAKBE |Merzinsungs- ?m“:;:cm ta!tua: i Kﬂﬂf::;sfﬁﬂ-
vamagans basis
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Gelsenwasser Energienetze GmbH

RS Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte und

kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermégens !Gesamt 49074408 [ 46952 552 2121.857
ARHK Restwerte zum Abschvesbungen in

hog 01012019 31122019 2019

NB1 Femwirkantagen

MB1  Femwikaniagen
NB1 Femwirkanlanen
NB1 Gaszahler der Vereilung
NB1 Gaszzihler der Vereilung
EE'I Qﬂﬂﬂg Ef ﬂ_ﬂ Eﬂ g

Gasrahler dar Vargiung
Gaszéhler der Veriilung
e L

chna EDV, Werdrauge/Gerste)
g (ohne EDV, Werzeuge/Gerate);
chne EDV, Werkzeuge/Gerate),
ohne EDV, Wernzeuge/Gerate),

NE1

NEB1
NB1
NB1
_NB1
NB1
NB1 HausdruckregienZ shiemegler
NBT  HausdnickegerZahemegler
NB1  HousdniclegerZahemeger
NB1 Hausdnickradgen? Shiamedar
NB1 HausdnuckreglenZ shlemegler
_NB1 Leihifatrzeuge
NB1 Lasc htfahrzeuge
NB1 Leic htfahr zeuge
NEB1 Leic hifatrzeuge
1 i i
NB1 Messaini chtungen
NB1 Messeind chtungen
NB1 Messaini chtungen
B Megsarr

NB1 Regeleinnchtungen
NB1 RohreitungenHAL Polyethylen (PE-HD
NB1 RohrieitungenMAL Polvetiwien (PE-HD)
_NB1__ RohrieitungenHAL Polvettylen (PE-HD)
NB1 RohrieitingenHAL Pavettiden (PE-HD)
NB1 RohrieitungenHAL Polvethylen (PE-HD)
MB1 _ RohreingenHAL Povethyien (FE-HD)
-NB1_____ RohrieitungenHAL Poivettyien (PE-HD)
NB1 RohrieitungenHAL Polvettylen (PE-HD)
NB1 Rohrieitun: .iH.N_ Stahl kathodisch asmmzt == 16 bar
NB
NB1

MNE Alin -' ahl Pt

NB1  Sohwerfahizauoe
NE1 Schwerfahrzeuge
MB1

_NB1

NE cherheftsainrichiungen (Wes:

_NB1
_NB1 Software

NE1 1e/Gate
_MB1  Wedeeuge/Garite
NB1  Wedgewge'Gerite

VP dar Vertilung
i+

VP Gagahier der Verpilung
VP11 Gasahler der Verigilung

Betriebsnummer 12001901
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Gelsenwasser Energienetze GmbH

Angaben zur Ariaga/Aniagen | Restwerte zum | Abschreibungen in

Prifergebnis

Netzld Anlagengruppe 11,01.2019 31122018 2019

— -
VP Geschaftsausstattung (chne EDV, Werzeuge/Gerate), \Vermit

VP Hardware
Pl HeusdnckedenZdhieneder
P Hausdruckredier/Z shiemedler
WP Hausduckregien/Z shiemegier
_VP1 Hausdruchregler/Z shlemegler

wp1___ RohreiungenHAL Povethvien (PE-HD)
VP1 RohreitungenMAL Pavettylen (PE-HD)
VP RohwigitungenHAL Polvetiwlen (PE-HD)
P (PE-HD)
VP10 Gaszitler der Veriilung
VP10 Gaszahier der Versiung
VP10 Gaszahler der Verieilung
VP10 HausdnckregledZ shlemegler
VP10 Hausdruckredier/Z shiemedier
VP10 Hausdnuckregien? shismedler
M, {PE-HD)
VP10 RohriettungenMAL Pavethylen (PE-HD)
VP10 RohrisitungenHAL Pc_tgam en (PE-HD)
Rotrie HAL Poivethvien (PE-HD)
(PE-HD)
VP11 Gasrahier der Vereilung
VP11 Gaszihier der Verieilung
VP11 FRohreitungenHAL Povethvien (FE-HD)
VP11 RohieiungenHAL Poyethyien (FE-HD)
VP11 RohrleitungenHAL Pavettylen (PE-HD)
P11 RohreitungenHAL Povetivien (FE-HD)
VP12 HausdnckrededZahieneger
WPi2 Hausdnckragler/Z hlemedler
VP12 RohrieitungenMAL Pavetivlen (PE-HO)
{PE-HD}
LD Firsnaantal Psiea DTG
12 RohrleitungenMAL Potvetivlen (PE-HD)
m_ﬁmmmmxsma
VP13 Gagahler der Verigilung
1 I ilung

VP13 Gaszatier der Veriilung
VP13 Messeini chtungen
VP13 Regeleinnchtungen

VP13 RohrisitungenHAL Poivethyien (PE-HD)
\-'P13 Fieii!eiuna@MﬁL F'cnejbvie'l {PE-HD)
i HA ven (PE-HD)

P13 RohriedungenHAL Poivethylen (PE-HD)
VP13 Fmrrgwtmaenn—lm Patyettwien (PE-HD)

VP2 Gasrahler der Veriiung
VP2 Gasrahler der Vereilung

Geschéftsausstattung (chne EDV, Werzeuge/Gerate), Vermit
Geschaftsausstattung (chne EQV, Werzeuge/Gerate); Vermit
Hausdruckredlen7 ahlemedier
HausdruckregienZ shiemegler
Hausdnuckregler/Z shiemegier
HausdnuckreglenZ shiemegler
Messaini chitungen
RohrieitungenMAL Polvetivien (PE-HD)
RohrieitungenH AL Palvetiylen (PE-HD)
RohrieitungenHAL Palyettylen (PE-HD)
RohrieitungenMAL Poivetiwien (PE-HD)
Gaszahler der Verteilung
Gaszahler der Vereiung
Gasrahler der Veridung
Gaszahier der Veriedung
Gaszahler der Vaeamn

g (Me gntage
Getdude (Mess- Re !— md Zahleraniag
Gebaude (Mess- Regel- und Zahlerantag

Geschaftsausstathung (ohne EDV, Werzeuge/Gerate); Vermit

Betriebsnummer 12001901
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Gelsenwasser Energienetze GmbH

[Restwerte zum [Abschreibungen in
01,01.2019 31.12.2019 2019

Angaben zur Anlage/Aniagen:
Netzld Anlagengruppe

Prifergebnis

VP3 Grundstiicksaniagen, Bauten fOr Transportwesen

VP3 Hardware

YP3 Hardwgre
VPR3 Hardware
VPR3 Hardware
_WP3 Hausdnckregier/Z shlemegler

11

VPR3 HausdnickregenZ shiemedier
HausdnuckraglenZ shlemagler
HausdnckregienZ shiemedler

VP3  Messdnnchtungen
Messeini chtungen
Messemd\tuggm

AL Poiyethylen (PE-HD)
Al Paiyethyien (PE-HD
an (FE-HD)
den (PE-HD)!

Gaszzahler der Veriilung
VP4 Gagihler der Verpilung

VP4 Gasihler der Verpilung
der Verisilung
Hardware
VP4

Hargware
VP4 Hausdnckragler/Z hlemedler

git und ik [Mess
Lait und Energistechnik (Mass-
VP4 Messeini chtungen

RohrlsitungenMAL Patvettvien (PE-HD)
R fa! P A P .l.
tun Pavetivien (PE-HD
Lohrieifu AL Pavetiylen (PE-HD
Schwerfatyzeuge

Software

Sofwarg
VP4 Software

VP5 Gasrahlar dar Vereilung
VPS Gazahler der Vereiung

VPS5  Gasdber der Verpiung
VPS Lef der Verieiung
i) 160, Bauten fir Transportwesen

WPS  Grundsti
BS _____ HausdwckregerZ shienedler

Betriebsnummer 12001901
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Gelsenwasser Energienetze GmbH Betriebsnummer 12001901

Angaben zur Ariaga/Aniagen | Restwerte zum | Abschreibungen in
Nezid  |Aniagengruppe Prifergebnis 01012019 31122018 2019

VPG Gaszahler der Verigilung

VPE Gaszahler der Vereilung
] Gasihler der Vergilung

P& Gagzatier der Vereilung

PG Hausduckregier/Z shiemegler

P& Hausdnickregien/Z shlemegler

VP6  HausdnickegerZahlemegler
HausdnuckraglenZ shlemagler
VPE Messeini chtungen
RohrisitungenHAL Poivetiwlen (PE-HD
den (PE-HD!
RohrleitungenMAL Po en (PE-HD
Rohrieitungent AL Potvetivien (PE-HD)
wigitun Al St
Gaszahler der Veriiung
Gasrahler der Veriiung
VP Gaszahler der Vereiung
VBT Gagahler der Verpilung
VPT Hausdruckredier/Z shiemedier
VPT Hausduckregier/Z hiemegler
MPT  HausdnickregenZ shiemedier

T I
RohrieitungenMAl Pdyethylen (PE-HD!
RolrieftungenMAL Potvetinvien (PE-HD)
genHAL Povethvien (PE-HD
en (PE-HD)
RohrisitungenMAL Stahl katho
R = HAL S i
T dlung
Gasahler der Vereilung
Gaszahler der Vergiung
g
i, e

B8 HausdnchederZitiemed
VP8 HausdruckregledZ shlemagier

gitungentAL Povetivien (PE-HD

RohrleftungenMAL Payetivien (PE-HD)]

Rohrieitungen, PE-HD)
hrieitun

g unla!
iHer dor Verpidung

W
RohrlettungenMAL Polyethylen (PE-HD
RohrietungenHAL Pavethylen (PE-HD!

Seite 9von 9



	BK9-20/8187-RK19 
	Beschluss 
	Gründe 
	I. 
	II. 
	1. Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 
	2. Gesetzesreform und  Übergangsregelung 
	3. Interessenabwägung 

	III. 
	1. Zuständigkeit 
	2. Ermächtigungsgrundlage 
	3. Antragsvoraussetzungen 
	4. Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 
	5. Ermittlung  der  Anpassung  der kalenderjährlichen  Erlösobergrenzen 
	6. Rückwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 
	7. Umgang mit nachträglichen Veränderungen der Erlösobergrenze 

	IV. 
	Rechtsbehelfsbelehrung 
	Anlage R 2019 





